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An den  

Abg. ALEX MARINI 

Fraktion Movimento 5 Stelle 

 

An den  

Präsidenten des Regionalrates 

ROBERTO PACCHER 

 

An den  

Präsidenten der Region 

ARNO KOMPATSCHER 

 

Betreff: Antwort auf die Anfrage Nr. 65 – Aussetzung der Fristen für die Hinterlegung der Anträge 

auf Abhaltung der Volksabstimmungen. 
 
Mit der am 12. November vom Abg. Marini eingereichten Anfrage Nr. 65/XVI verweist Abg. 

Marini darauf, dass mit dem Regionalgesetz Nr. 1 vom 23. Juni 2020 „Dringende Bestimmungen 
betreffend den Aufschub des allgemeinen Wahltermins 2020 für die Wahl des Bürgermeisters und 
der Gemeinderäte“ keine Maßnahmen ergriffen wurden, um angesichts des durch Covid-19 

verursachten gesundheitlichen Notstands die Anzahl der Unterschriften zur Unterstützung von 

Volksbegehren oder Volksabstimmungen auf Gemeindeebene zu reduzieren und die Fristen für die 

Unterschriftensammlung auszusetzen.  

 

Mit derselben Anfrage wird um Auskunft darüber gebeten, ob der Präsident der Region aufgrund 

der gesetzgebenden Zuständigkeit der Region auf dem Sachgebiet der örtlichen Körperschaften, die 

Absicht hat, eine Verordnung zu erlassen, um die Fristen für die Hinterlegung der Anträge auf 

Volksabstimmungen gemäß Art. 4 und 15 und Titel VI „Volksabstimmung für die Änderungen laut 
Artikel 7 des Sonderstatuts“ des Kodex der örtlichen Körperschaften der autonomen Region 

Trentino-Südtirol, genehmigt mit RG Nr. 2 vom 3. Mai 2018 i.d.g.F., auszusetzen. 

 

Zu dieser Frage wird auf Folgendes verwiesen: 

 

Das Autonomiestatut erteilt dem Präsidenten der Region keineswegs die Befugnis, Verfügungen zu 

erlassen, um in außerordentlichen Situationen von den Gesetzes- und Ordnungsbestimmungen der 

Region und von den Gemeinderegelungen abzusehen. Die Befugnis, Verfügungen zu erlassen, um 

von den primären und sekundären Rechtsquellen abzusehen, wird mit Art. 62 des Kodex der 

örtlichen Körperschaften dem Bürgermeister zuerkannt, der mit begründeter Maßnahme und unter 



Einhaltung der allgemeinen Grundsätze der Rechtsordnung die außerordentlichen und dringenden 

Maßnahmen auf dem Gebiet der öffentlichen Gesundheit und Hygiene, des Bauwesens sowie der 

örtlichen Polizei zur Verhütung und Beseitigung ernster Gefahren für die Unversehrtheit der Bürger 

ergreift (Abs. 1). Derselbe Artikel sieht eine Ersatzbefugnis des Landeshauptmanns vor, falls der 

Bürgermeister diese Maßnahmen nicht ergreift bzw. eine autonome Befugnis des 

Landeshauptmannes falls zwei oder mehrere Gemeinde davon betroffen sind (Abs. 4). Der letzte 

Teil dieser Bestimmung wurde vom Art. 52 des Autonomiestatuts übernommen, laut welchem der 

Landeshauptmann im Interesse der Bevölkerung zweier oder mehrerer Gemeinden die im 

gegebenen Fall notwendigen und dringlichen Maßnahmen auf dem Gebiet der öffentlichen 

Sicherheit und Gesundheit trifft. 

 

Nach einer sachlichen Bewertung über das Vorhandensein einer konkreten Gefahr für die 

öffentliche Sicherheit kann der Bürgermeister (oder im Ersatzwege der Landeshauptmann, falls 

zwei oder mehrere Gemeinden betroffen sind) die geforderten Maßnahmen treffen. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Aussetzung der Fristen für die Unterschriftensammlung zur 

Abhaltung von Volksabstimmungen auf Gemeindeebene nicht mit dem Aufschub der 

Gemeindewahlen vergleichbar ist. Der mit Regionalgesetz verfügte Aufschub hat sich als 

notwendig erwiesen, weil es nicht möglich war, die Wahlhandlungen (was anders ist, als die 

einfache Unterschriftensammlung) in Sicherheit durchzuführen und man Gewissheit über die Wahl 

der Gemeindeorgane geben wollte, da diese nach Ablauf der Fünfjahresperiode erneuert werden 

mussten.  

 

Wären die Gemeindeorgane innerhalb der festgesetzten Fristen nicht erneuert worden, so hätte  

dies, gerade weil es keine Regelung auf primärer Ebene über den Aufschub der Gemeindewahlen 

gibt, eine große Unsicherheit auf rechtlicher Ebene verursacht, und dies wäre umso 

schwerwiegender gewesen, als es sich darum handelte, die gesamten Gemeindeverwaltungen neu zu 

besetzen. Im Falle der Volksabstimmungen auf Gemeindeebene ist es aufgrund der erweiterten 

Fristen (mindestens 180 Tage) für die Sammlung der Unterschriften und der anzuwendenden 

Modalitäten hingegen mit größerer Sachlichkeit möglich, zu überprüfen, ob die Ordnungs- und 

Satzungsbestimmungen der Gemeinde auf diesem Sachgebiet sich mit der Notwendigkeit decken, 

die Unversehrtheit und Sicherheit der Bürger, die mit ihrer Unterschrift die Volksabstimmung 

unterstützen wollen, zu schützen. Eine allgemeine Verfügung über den Aufschub der Fristen für die 

Unterschriftensammlung verhindert, dass sich das Verfahren innerhalb eines vernünftigen 

Zeitrahmens abschließen kann und ist nicht unbedingt die geeigneteste Maßnahme. Gerade 

aufgrund dieser Begründungen ist es notwendig, eine konkrete, also nicht abstrakte und allgemeine  

Bewertung vorzunehmen, um zu prüfen, ob es notwendig ist, eine Verfügung zur Aussetzung der 

Fristen für das Volksabstimmungsverfahren zu erlassen, damit allen Umständen des Einzelfalls und 

der spezifischen Gemeindebestimmungen, die die Volksabstimmung regeln, Rechnung getragen 

wird. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Claudio Cia     

(digital signiert)  

 


